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Firmensteuern: 
Bund tappt bei d en 
Zahlen im Dunl{eln 
D er Standerat hat der Unternehmenssteuerreform III 
zugestimmt- ohne di e Auswirkungen zu kennen. 

Doris Kleck und Andreas Valda 

Der Beschluss sei das «Messer in den 
Rücken d er Unternehmensteuerreform». 
So drastisch kommentierte der Solo­
thurner SP-Stãnderat un d Kommissions­
sprecher Roberto Zanetti d en Beschluss 
sein e s Ra tes zur Unternehmenssteuerre­
form III. Die Bürgerlichen lehnten es ab, 
Dividenden hõher zu besteuern als 
heute. Damit verweigerten sie dem 
Bund und den Kantonen Mehreinnah­
men von geschãtzt 375 Millionen Fran­
ken. Dies ist eine betrãchtliche Summe -
aus zwei Gründen. Zum einen verur­
sacht das Paket dem Bund Minderein­
nahmen vonjãhrlich rund 1,3 Milliarden 
Franken, ein Sechstel der heute bezahl­
ten Gewinnsteuern. Um diesen Betrag 
würden Unternehmen a b 2019 entlastet. 
Zum anderen würden die Steuerge­
schenke in den Kantonen noch gréisser 
ausfallen als bisher. SP-Prãsident Chris­
tian Levrat sagte: <<Mit diesem Entscheid 
wurde d er einzige Beitrag d er Unterneh­
men an die Reform gestrichen. Die All­
gemeinheit bezahlt die Rechnung.>> Die 
SP droht mit dem Referendum. 

Widerspruch der Õkonomen 
Wie gross die Ausfãlle sind, weiss heute 
niemand. Der Bundesrat hat in seiner 
Regulierungsfolgeabschãtzung kein fi­
nanzielles und wirtschaftliches Szenario 
dargestellt. Di e Parlamentarier stimmen 
also über eine Reforma b, deren Auswir­
kungen si e nicht kennen. «Zum heutigen 
Zeitpunkt ist eine seriéise Abschãtzung 

Heute 

Samih Sawiris' Luxushotel 
The Chedi schreibt Millionenverlust 
Das Andermatter Luxushotel The Chedi 
lãuft nur mãssig: Die Auslastungsquote 
betrãgt lediglich 29,5 Prozent. In der 
Luxushotellerie gelten 50 bis 80 Prozent 
als übliche Werte. Das 5-Stern-Haus 
machte vonjuli 2014 bisJuni 2015 bei ei­
nem Umsatz von 12,6 Millionen Franken 
4,2 Millionen Franken Verlust. - Seite 9 
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der Steuerausfãlle und der finanziellen 
Auswirkungen für die Kantone nicht 
mõglich>>, sagt Fabian Baumer, Vizedi­
rektor der Eidgenéissischen Steuerver­
waltung und Leiter Steuerpolitik. Dies 
gelte auch für die wirtschaftlichen Fol­
gen. Der Bund habe nicht abgeschãtzt, 
wie viele Firmen aufgrund der Refor­
men zu- oder wegziehen würden. <<Eine 
verlãssliche quantitative Schãtzung der 
Folgen ist nicht mõglich, weil relevante 
Anhaltspunkte fehlen.>> 

Okonomen widersprechen. <<EineAb­
schãtzung der wirtschaftlichen und fi­
nanziellen Folgen der Reform ist nicht 
unméiglich>>, sagt Marka Kéitenbürger, 
Wirtschaftsprofessor der ETH-Konjunk­
turforschung. Die KOF hat 2014 eine 
grobe Simulation angestellt und wãre 
bereit, sie zu verfeinern, ist aber vom 
Bund nie angefragt worden. Auch Mar­
tin Eichler, Cheféikonom der For­
schungsfirma BAK Base!, sagt, eine Mo­
dellierung sei zwar mit <<gréisseren Unsi­
cherheiten verbunden, aber mõglich>>. 
Und der Luzerner Volkswirtschaftspro­
fessor Christoph Schaltegger meint: 
<<Tatsãchlich ist die Vorlage für den 
Stimmbürger eine Blackbox, was steuer­
liche und wirtschaftliche Folgen betrifft. 
Es wãre wünschenswert, dass der Bund 
eine eigene Szenarienstudie durchfüh­
ren und publizieren würde.>> Was ihn be­
sonders stõrt, ist der hohe Kompensati­
onsbeitrag des Bundes an die Kantone. 
<<Offen ist, ob die Kantone einen so ho­
ben Beitrag wirklich brauchen.>> 
Kommentar Seite 2, Berichte Sei te 8 

Die Sonderrnülldeponie Kõlliken 
hat den Untergrund verseucht 
Nach dem Deponieinhalt muss in der 
ehemaligen Sondermülldeponie Kõlli­
ken AG auch ein Teil des Felsgrundes 
abgetragen werden. Dieser ist teilweise 
bis auf eine Tiefe von fünf Metern ver­
schmutzt, wie neue Messungenjetzt zei­
gen. Damit reicht die Verseuchung deut­
lich tiefer als angenommen. - Seite 38 

Kom menta re & Analysen 

wareiner 
ihrer besten.» 
Dominique Eigenmann über den 
wichtigen CDU-Parteitag.- Seite 7 

Es braucht jetzt so rasch wie 
mõglich eine Arbeitspflicht 
für alle Asylsuchenden. - Seite 13 

Tal<tvoller Umgang: So erlebten 
vier TA-Redaktoren den grossen 
FahrplanwechseL - Seite 18 

Der Schul-Stoff, an dem sich die Geister scheiden 
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In Gossau ZH manifestierten einíge 
Schweizer Schülerinnen und Schüler ih­
ren Patriotismus, indem sie Edelweiss­
Hemden trugen. Auslõser waren Diskus­
sionen im Schülerparlament über den 
Dresscode. Bahnt sich auf den Pausen­
plãtzen ein Kulturkampf an? Eine Um-

Terrorverdacht: B un d 
ist in Genf prãsent 

Das Bundesamt für Polizei (Fedpol) hat 
einen Mitarbeiter nach Genf entsandt. 
Er soll dort den Informationsfluss zwi­
schen Genfund Bern bei den laufenden 
Terrorverdacht-Ermittlungen vereinfa­
chen und optimieren. Es sei ein <<norma­
ler Vorgang>>, dass die Bundeskriminal­
polizei solche Verbindungsbeamte sta­
tioniere, sagt ein Fedpol-Sprecher. Die 
zusammenarbeit zwischen den Behéir­
den sei unkompliziert. Aus Bern war 
Ietzte Woche noch ICritik an der Genfer 
justiz !aut geworden, w ei! di ese ein eige­
nes Strafverfahren erõffnet hatte - zum 
ersten Mal in diesem Bereich. Die bei­
den Syrer, die am Freitag in der Region 
Genf festgenommen worden waren, 
sind inzwischen nach Bern transpor­
tiert und dort einvernommen worden. 
In deren Auto hatten die Fahnder Spu­
ren von Sprengstoff gefunden. Der Kan­
tan Genf hãlt <<bis auf weiteres>> an sei­
ner Terrorwarnung fest, wie er gestern 
mitteilte. (phr/ms)- Seite 5 

frage bei Schulen mit grossem Auslãn­
deranteil zeigt, dass solche Provokatio­
nen wohl eh er ein Iãndliches Phãnomen 
sind. So belegen Studien, dassJugendli­
che, die in einem multikulturellen Um­
feld aufwachsen, positiver mit Heteroge­
nitãt umgehen und sich eine differen-

Kanton Zürich 
mit schwarzen Zahlen 

Der Zürcher Kantonsrat hat gestern das 
15-Milliarden-Franken-Budget für 2016 
verabschiedet. Es sieht einen Über­
schuss von 68,5 Millionen Franken vor. 
Der Staatssteuerfuss bleibt für die 
nãchsten zwei Jahre unverãndert bei 
100 Prozent. In der 20-stündigen De­
batte wurde der Budgetentwurf des 
Regierungsrates von der bürgerlichen 
Ratsmehrheit um 58 Millionen Franken 
verbessert. 20 Millionen trãgt das Perso­
nal bei. Es muss im nãchsten Jahr auf 
Einmalzulagen verzichten, und die 
Geldmenge für individuelle Lohner­
hõhungen wurde um ein Drittel gekürzt. 
Die Linke lehnte das Budget ab. Finanz­
direktor Ernst Stocker (SVP) beteuerte, 
dass die Sparmassnahmen <<sehr 
schmerzhaft>> sein werden. Im Frühling 
muss er zudem eine gesetzlich vorge­
schriebene Leistungsüberprüfung vor­
legen, die für die kommenden Jahre 
Sparmassnahmen von je 700 Millionen 
Franken ermõglichen. (sch) - Seite 17 
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ziertere Meinung bezüglich auslãnder­
feindlicher Forderungen bilden kõnnen. 
Auch scheinen Integrationsbemühun­
gen wirklich zu fruchten, wenn sie lcon­
sequent wãhrend der ganzen Schulzeit 
durchgeführt werden. (net/lop) 
Pro & Kontra Seite 13, Berichte Seite 15 

Wirtschaft bekãmpft 
Iaimaziel des Bundes 

Nach dem Abschluss des Klimaabkom­
mens in Paris beginnt in d er Schweiz das 
Ringen um die Klimaziele für die Zeit 
von 2020 bis 2030. Der Bundesrat will 
die Treibhausgase um 50 Prozent sen­
ken, davon 30 Prozentpunkte im Inland. 
Doch die Wirtschaft Iãuft Sturm gegen 
diesen Plan. Economiesuisse warnt vor 
drastischen Massnahmen, etwa einem 
Benzinpreis von fünf Franken. Sinnvol­
Ier sei es, die COz-Einsparungen alle­
samt im Ausland zu machen. Auch SVP 
und FDP bekãmpfen das bundesrãtliche 
Ziel. Derweil fordern die Grünen eine 
Reduktion bis 2030 um 75 Prozent, da­
von mindestens 40 im Inland. Erneut 
zum Thema wird die Zuwanderung: 
Nicht zuletzt von ihrem Ausmass wird es 
abhãngen, ob die Schweiz die Redukti­
onsziele im Inland erreichen wird. Frei­
sinnige sticheln nun gegen die Grünen, 
di e <<Utopische Klimaziele verfolgen un d 
zugleich eine uneingeschrãnkte Zuwan­
derung fordern>>. (sth) - Seite 4 
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Analyse & Debatte 

Heinrich Ueberwasser Der Basler 
SVP-Grossrat setzt sich für di e 
Integration ein. Von Tugba Ayaz 

<<Fussball verbindet Menschen über Nationen, 
Sprache und Alter hinaus>>, betonte Heinrich 
Ueberwasser zur Erõffnung des Fussballturniers 
<<Migranten helfen Migranten>>. Vergangenen 
Sonntag kickten Teams unterschiedlichster 
Herkunft und Altersklassen gegen Rassismus un d 
Diskriminierung. Mit dem Dossier <<Sport und 
Flüchtlinge>> will der Basler SVP-Grossrat mit der 
Unterstützung des Regierungsrats seines Kan­
tons bessere Lebensbedingungen in den Zentren 
für Asylsuchende schaffen un d ihnen ein integra­
tionsfõrderndes Freizeitangebot machen. 

Ueberwasser ist ein grosser Fussballfan und 
schaut sichjedes Spiel des SC Freiburg und des 
FC Base! an. Als Spielerberater unterstützt der 
Rechtsanwalt Spieler in juristischen Belangen. 
Reisen zãhlt nebst dem Fussball zu seinen grossen 
Leidenschaften. Und wohin am liebsten? <<Überall 
dorthin, wo es Fussballstadien, Theater und 
Kunstmuseen gibt.>> 

Doch allein die Leidenschaft für den Fussball 
habe ihn nicht dazu bewogen, sich für die Frei­
zeitgestaltung von Asylsuchenden einzusetzen: 
<<Auslõser war der ]ugoslawienkrieg. Ich habe 
damals zeitweise selbst Flüchtlinge aufgenom­
men. Die Asylsuchenden in der Schweiz haben 
trotz schwieriger Biografien gute Ambitionen. Das 
ist eine gute Grundlage für eine erfolgreiche 
Integration. Wir sollten Menschen aus anderen 
Kulturen nach Individuen und nicht pauschal 
nach ihrer Herkunft beurteilen.>> 

Dem 57-Jãhrigen zufolge widerspreche seine 
Ideologie nicht dem Geist der SVP: <<Ich empfinde 
die SVP nicht als auslãnderfeindlich und fühle 
mich bei ihr zu Hause. Si e su eh t wie j e de an dere 
Partei nach Lõsungen.» Aussagen wie <<Kosovaren 
schlitzen Schweizer auf>> hãlt er für undiploma­
tisch: <<In der Kommunikation suche ich den 
positiven Ansatz.>> Aus der Partei habe noch 
niemand auf seine Erõffnungsrede reagiert, 
Negatives befürchtet er nicht. 

Ueberwasser mõchte mit Fussballvereinen in 
Base! für den Sommer 2016 ein weiteres Turnier 
organisieren un d hofft dabei auf staatliche 
Unterstützung. Das vergangene Turnier sei ein 
erster Schritt gewesen: <<Essenziell ist es, Men­
schen, die no eh nicht so lange in der Schweiz 
leben, mitjenen zusammenzubringen, die schon 
lãnger hier leben.>> 

Er sagt von sich selbst, auch er habe einen 
Migrationshintergrund. Er wurde in Base! gebo­
ren, eine Grossmutter stammte aus Frankreich, 
sein Vater wurde als Deutscher eingebürgert: 
<<Als meine Eltern damals nach dem Krieg heira­
teten, war das für die franzõsische Grossmutter 
noch ein Problem. Heute hat man solche Barrie­
ren lãngst überwunden.>> Der Schweizer Fussball 
sei ein gutes Beispiel dafür, dass Menschen 
unterschiedlicher Herkunft bestens zusammen­
finden kõnnten. <<lntegration ist ein Teil der 
gesellschaftlichen Zusammenhalts: Fussball 
verbindet.>> 

Bund, Kantone und Gemeinden raufen sich, nicht 
ohne Erfolg, um die Zuteilung der Betten und 
Unterkünfte für die Flüchtlinge. Eis Endejahr 
werden es über 30 000 sein, zusãtzlich zu den 
!aut der Schweizerischen Konferenz für Sozial­
hilfe (Skos) rund 42 000 Asylpersonen mit Bleibe­
recht, die schon zwischen 2010 und 2014 zu­
gewandert waren. Die Unterbringung dieser 
Migrationspersonen ist eine gewaltige Leistung, 
die bisher ohne das vorausgesagte «Asylchaos» 
vonstattenging. 

Unterbringung ist allerdings die einfachere 
Aufgabe. Die Herkulesaufgabe der lãngerfristigen 
Arbeitsintegration steht erst bevor. Die Erfah­
rung zeigt, dass die Asylpersonen bleiben wollen 
und rechtlich meist bleiben dürfen. Auch nach 
Jahren sind zwei Drittel von ihnen arbeitslos; 
und !aut Bundesamt für Statistik sind 83 Prozent 
Sozialhilfebezüger. N un hat Ende N ovember di e 
Skos mit einem vierzehnseitigen Papier <<Arbeit 
statt Sozialhilfe» Alarm geschlagen. Diese sub­
stanzielle Situationsanalyse der Skos unter neuer, 
pragmatischer Führung hãtte mehr Widerhall 
verdient (www.skos.ch). Die Skos betrachtet 
die arbeitsmarktliche Nichtintegration einer 
so hohen Zahl von Asylpersonen als sozialpoliti­
sche und finanzielle Zeitbombe. Die Aufwendun­
gen für Sozialhilfe von Kantonen und Gemeinden 
würden aufgrund der Asylentwicldung in den 
kommendenJahren massiv ansteigen, mit ent­
sprechenden Verdrãngungseffekten gegenüber 
anderen kommunalen Aufgaben. 

«Kiar unzureichem:b 
55 Prozent der Asylsuchenden sind !aut Skos 
jünger als 25. Grossmehrheitlich sind es gesunde 
Mãnner, die arbeiten kõnnten, aber auch nach 
mehrerenJahren Aufenthalt nicht arbeiten! 
Die Skos fasst ihre Erfahrungen so zusammen: 
<<Die bisherigen Massnahmen zur beruflichen 
Integration von Personen mit Bleiberecht sind 
in der Schweiz ldar unzureichend. Es ist trotz 
Sprachkursen und aufwendigen Integrations­
programmen nicht gelungen, die Mehrzahl dieser 
Personen nachhaltig in d en Arbeitsmarkt zu 
integrieren.» Seit Monaten fordert die Skos unge­
hõrt einen runden Tisch zur Integrationsfrage. 

Der Schweizerische Arbeitgeberverband baut 
ausschliesslich auf die Personenfreizügigkeit und 
verweigert ein verpflichtendes Asylintegrations­
programm für die Wirtschaft. Neben einigen 
Bauernbetrieben sin d es n ur wenige Firmen 
wie Planzer, Ikea und Caran d'Ache, die lõblicher­
weise freiwillig ein Programm für Flüchtlinge 
anbieten. 

W o der private Arbeitsmarkt versagt, braucht 
es indes Beschãftigungsprogramme in d en Ge­
meinden. Dort gibt es gewiss genügend Ar b ei t bei 
d er Reinigung von Quartieren, Wãldern un d 
Parks, bei Entsorgungs- und Aufrãumarbeiten, 
in Werkhõfen und andern Gemeindediensten! 

W er trãgt eigentlich die Verantwortung für 
diese organisierte Unzustãndigkeit? Da ist erstens 
das fõderalistische Problem: Jeder Kanton regelt 
selber, wie Asylpersonen unter welchen Program­
men õffentliche Unterstützung erhalten. Es gibt 
heute keine vergleichbaren Integrationsziffern, 
die ein Monitoring der kantonalen Anstrengungen 
ermõglichen. 

«Lãngerfristiges 
Herumhãngen ist 
fürdie 
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Rudolf Strahm 
Der ehemalige Preisüberwacher 
und SP-Nationalrat wechselt si eh 
mit Politgeograf Michael Hermann 
und mit Autorin und 
Schauspielerin Laura de Weck ab. 

Da sind zweitens die Mãngel in der inter­
institutionellen Zusammenarbeit zwischen 
Migrationsbehõrden, Sozialãmtern, IV-Stellen, 
RAVs und Hilfswerken. Unterstützungsfãlle 
werden hin- und hergeschoben, und zu viele 
gut gemeinte Pilotmodelle ha ben keine Breiten­
wirkung. 

Da ist drittens das unklare Finanzierungs- und 
Anreizsystem. Die Kantone respektive Gemeinden 
sind zwar für die Sozialhilfezusprechung zustãn­
dig, aber der Bund vergütet ihnen diese Auf­
wendungen wãhrend 5 Jahren für Flüchtlinge 
und 7 Jahren für vorlãufig Aufgenommene. 
Der Kostentrãger ist nicht Entscheidungs-
trãger - der Bund kann als Zahler nicht steuern. 

Vorbild Arbeitslosenversicherung 
Bei d er Arbeitslosenversicherung haben wir 
demgegenüber ein vorbildliches, effizientes 
System der Arbeitsreintegration: W er arbeitslos 
undjünger als 55 ist, muss nach 150 Bezugstagen 
entweder ein Betriebspraktikum, eine Weiter­
bildung oder eine Arbeitsmarktmassnahme 
(Arbeitsprogramm) durchmachen und erhãlt 
damit eine feste Tagesstruktur. W er nicht 
rnitmacht, wird mit Leistungskürzungen sank­
tioniert. Denn lãngerfristiges Herurnhãngen ist 
Gift für die spãtere Arbeitsintegration. 

Ein solches Modell braucht es rasch auch für 
die Asylintegration. Es braucht 2016 eine Bundes­
regelung im Auslãnder- oder Asylgesetz, die eine 
Arbeitspflicht - nicht eine Zwangsarbeit! - für alle 
Asylpersonen spãtestens 3 Monaten nach dem 
raschen Asylentscheid vorsieht. Dazu ist ein 
dringlicher Bundesbeschluss nõtig. Die heute 
gültige Integrationsverordnung ist zu schwammig 
un d nicht justiziabel. 

Einerseits müssen Asylpersonen, die in einem 
Beschãftigungsprogramm oder einem nieder­
schwelligen Berufseinsteigerkurs nicht mit­
machen, mit Leistungskürzung sanktioniert 
werden. Anderseits sollen Gemeinden, die keine 
kommunalen Beschãftigungsprogramme an­
bieten, tiefere Bundesentschãdigungen erhalten. 

t! 

Kurzfristig braucht es eine Erhõhung der 
einmaligen Integrationszulage für Spracherwerb, 
Einarbeitungszuschuss un d Berufsvorbereitung 
von bisher 6000 aufbis zu 25 000 Franken, die 
der Bund den Kantonen und Gemeinden fall­
bezogen auszahlt. Mittelfristig braucht es ein 
neues Asylfinanzierungsmodell zwischen Bund 
und Kantonen. 

Bundesrat muss Tatbeweis erbringen 
Vor vier Monaten trug mir eine Kolumne mit 
meinem erneuten Rufnach arbeitsmarktlicher 
Integration und Berufsausbildung von Asylperso­
nen verletzende Schelte ein: Ein linker <<Blick>>­
Journalist bezichtigte mich mit Schlagzeilen der 
<<Fremdenfeindlichkeit», zwei SP-Parlamentarier 
doppelten nach. Das ist symptomatisch. 

Ich halte es aber nach wie vor für unertrãglich, 
dass in unserem Land mehrere Zehntausend 
junge, gesunde Mãnner von Sozialhilfe leben, die 
jahrelang weder arbeiten no eh eine berufliche 
Ausbildung absolvieren, nur weil die unkoordi­
nierten Behõrden versagen. Denn wer zu uns 
kommt, um am Wohlstand teilzuhaben, der soll 
auch von Anbeginn an der Erarbeitung 
des Wohlstands mitwirken! 

Der Bundesrat wird nãchstesJahr gesetz­
geberisch den Tatbeweis für ein effizienteres 
Integrationsverfahren erbringen müssen: 
Die Berufs- und Arbeitsmarktintegration 
von Asylpersonen ist dem bewãhrten System der 
Arbeitslosenversicherung anzugleichen. 

In beiden Fãllen, bei der Flüchtlingsintegra­
tion wie auch bei der Arbeitslosigkeit, bezahlt 
der Bundja den Hauptteil. Er muss in Zukunft 
die gesetzlichen Vorgaben machen, und die 
Kantone müssen den Vollzug sicherstellen. Die 
Berufsintegration der Asylpersonen ist eine 
Herkulesaufgabe. Kein Wunder, dass die beiden 
SVP-Bundesrãte bei der Departementsverteilung 
kein Interesse gezeigt haben, Verantwortung 
dafür zu übernehmen. 

Pro & Kontra In Gossau ZH 
trugen Schüler demonstrativ 
Schwingerhemden. 

13 

\:.so-Á---~~'"'--r 15-4'2.7-.c,-t .J 

Philippe Zweifel 
Schuluniformen ebnen 
den Weg zum gemeinsamen 
Tun und Erleben. 

Gehõren Schwingerhemden, herauslugende 
Tangas oder Bomberjacken in die Schule? Schul­
uniformen würden die regelmãssig auflwmmen­
den Diskussionen darüber verhindern. Schliess­
lich lassen sich Statements über die eigenen 
Werte und Anschauungen besser verbal als über 
die Kleider ausdrücken - sofern man dazu in der 
Lage ist. Un d genau dafür ist man j a in d er Schule: 
um denken und argumentieren zu lernen. 

Natürlich ist es für Junge wichtig, Individuali­
tãt auszuprobieren, aber dazu gibt es in der 
Freizeit genügend Mõglichkeiten. Studien 
belegen, dass sich durch Schuluniformen die 
Konzentration der Schüler erhõht und di e 
Lernsituation innerhalb einer Lerngruppe 
ruhiger wird. Ausserdem bringen Klassenkamera­
den einander gleichmãssigeren Respekt 
entgegen. Gerade in der Schweiz, wo die sozialen 
Unterschiede in den Klassen betrãchtlich sind, 
würden Schuluniformen das Klima verbessern 
und nebenbei den Terror des Markenfetischis­
mus auf dem Pausenplatz verhindern. 

Ein sozialistischer Gedanke? Mitnichten. 
Angelsãchsische und franzõsische Eliteinternate 
kennen Schuluniformen schon seit langer Zeit, 
genauso wie Initiations- oder Abschiedsrituale 
und andere Traditionen, welche die Identifizie­
rung mit der eigenen Schule fõrdern. Zwar 
entsteht ein konstruktives Gemeinschaftsgefühl 
nicht automatisch durch das Tragen von gleichen 
Kleidungsstücken, sondern durch gemeinsames 
Tun und Erleben. Schuluniformen ebnen aber 
den Weg dorthin. 

Edgar Schuler 
Zur Schule gehõrt es, 
mit Unterschieden 
umgehen zu lernen. 
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jetzt geht das schon wieder los. Bisher waren es 
bauchnabelfreie Tops und der <<Kleidermarken­
terron> unter Teenagern, die Leute mit gemeissel­
ten Sorgenfalten auf der Stirn nach Schulunifor­
men rufen liessen. N un sind es Edelweisshemden, 
mit denen Schüler in Gossau Abgrenzung signa­
lisierten. Natürlich lockt die Idee mit der Vorstel­
lung von allgemeiner Ordnung, Gerechtigkeit 
und Integration. Positiv sieht die Idee auch, 
wer in der Rekrutenschule die Uniformierung 
als Einebnung von Ungleichheiten zwischen 
Herrensõhnchen und Arbeiterkind erlebt hat. 

Der Gedanke ist aber so verführerisch wie 
falsch. Wer in Einheitskleidern steckt, wird über 
kurz oder lang einen Weg finden, seine Indivi­
dualitãt oder - umgekehrt - seine Zugehõrigkeit 
zu einer Gruppe zu demonstrieren. Haarschnitt 
oder Schmuck kommen da infrage, auch 
ein Slang oder eine Marotte im Verhalten. 

Nein, Zwang zur Gleichmacherei kann keine 
Lõsung sein. Es ist doch so: Unterschiede und 
Symbole d er Gruppenzugehõrigkeit (oder des 
Gruppendrucks!) sind gerade heutzutage nicht zu 
vermeiden. Z ur Schule gehõrt, damit umgehen 
zu lernen. Da gibt es keine allgemeingültigen 
Regeln mehr dafür, welche Kleidung in welchem 
Kontext anstõssig, gerade noch akzeptabel oder 
angemessen ist. Dafür braucht es Debatten, 
Diskussionen und mitunter auch Streit. Oder 
sogar ein Verbot. Aber die Verantwortung dafür 
lãsst sich nicht an einen Paragrafen und eine 
Uniformfabrik delegieren. So gesehen, ist d er 
Streit in Gossau nicht grotesk, sondern instruktiv. ;/ 
Weitere Berichte Sei te 15 
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Zürich Radikale Muslime 
Winterthur setze 
aufDialog, sagt d er 
Stadtprasident 
16 

Streit um Edelweiss-Hemd 

Gossau ist ni eh t überall 
Tobt aufZürcher Pausenplatzen ein Kulturkampf, o d er ist di e Oberlander Gemeinde ein Einzelfall? 
W o Jugendliche unterschiedlicher Herkunft zusammentreffen, hat man miteinander le ben gelernt. 

Helene Arnet 

In Gossau manifestierten Schüler in 
Edelweiss-Hemden, dass sie Schweizer 
und damit die Platzhirsche sind. Ist 
Gossau ein Einzelfall, oder tritt dort zu­
tage, was auf unseren Pausenplãtzen ab­
geht? Martin Wendelspiess, Chef des 
Zürcher Volksschulamtes, sagt: <<Dass es 
- wie allgemein in der Gesellschaft - un­
ter Jugendlichen Sticheleien und Provo­
kationen auch bezüglich der nationalen 
Herkunft gibt, ist Tatsache, prãgt aber 
nicht den Alltag in der Schule.» 

In der Gemeinde Dietikon sind die 
Schweizer in der Schule die klare Min­
derheit. Kommt es dort auch zu solchen 
Manifestationen? Gerold Schoch hõrt als 
Lei t er d er Schulabteilung niederschwel­
lig, wenn es auf den Pausenplãtzen Pro­
bleme gibt. Er sagt: <<Dass sich Schweizer 
Jugendliche durch irgendwelche Sym­
bole abgrenzen wollen, ist mir bei uns 
noch nicht zu Ohren gekommen.>> Au eh 
Diskussionen über das Tragen des Kopf­
tuchs oder Ferientage für den Ramadan 
gingen weniger von der Schule selbst 
aus: <<Das wird vorwiegend auf d er politi­
schen Ebene diskutiert.» 

Ein eher lãndliches Phãnomen? 
Gleich tõnt es aus andern Schulen mit 
ho h em Auslãnderanteil. Schulleiter Cle­
mens Pachlatko aus dem Aemtler-B­
Schulhaus im Kreis 4 erlebt den Pausen­
platz <<so friedlich wie kaumje», undJu­
dith Lienberger von der Altstetter Se­
kundarschule Buchlern musste schmun­
zeln, als si e von d er Provokation mit d en 
Schwingerhemden !as: <<Wir sind hier 
seit Ewigkeiten multikulturell, und sol­
che Abgrenzungen kennen wir nicht.» 

Marlise Fahrni, Prãsidentin d er Sekun­
darschulpflege Regensdorf/Buchs/Dãlli­
kon, sagt: <<Solche Provokationen kom­
men bei uns nicht vor, und es ist keine 
solche Tendenz festzustellen.» Die Inte­
grationsbemühungen zeigten Wirkung, 
sind die Schulleiter überzeugt. <<Sie müs­
sen aber früh ansetzen und wirken nicht 
von heute auf morgem>, sagtJudith Lien­
berger. Das Bedürfnis, sich mit patrioti­
schem Auftreten abzugrenzen, sei mõgli-
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Der Grund für di e Aufregung: Mehrere Gossauer Schüler kamen im traditionellen Bauernhemd zur Schule. Foto: Dominique Meienberg 

cherweise eher ein Phãnomen lãndli­
cher Gebiete, wo man kaum direkte Be­
gegnungen mit den Migrantenfamilien 
habe, mutmassen die Schulleiter aus 
stark durchmischten Schulen. Eine 
Einschãtzung, welche di e Erziehungswis­
senschaftlerin Miryam Eser Davolio 
stützt. Sie forscht an der ZHAW über 
Fremdenfeindlichkeit in der Schule und 
verweist aufStudien, die aufzeigen, dass 
Jugendliche, die wenig Kontakt mit Aus­
lãndern haben, fremdenfeindlicher ur­
teilen als solche, deren Wohnorte hõhere 
Auslãnderanteile aufweisen. Bei Prãven­
tionsprojekten dürfe man aber auf kei­
nen Fal! die Zielgruppen von Anfang an 
als fremdenfeindlich oder gar rassistisch 

stigmatisieren, da die Betroffenen dann 
al! e Überzeugungsversuche blockierten. 
Sie betont, wie wichtig es sei, dass sich 
die verschiedenen Kulturkreise begeg­
nen wiirden, um Vorurteile abzubauen. 

Thomas Richter, Geschãftsleiter des 
Schweizerischen Instituts für Gewaltprã­
vention (SIG), ist immer wieder über­
rascht, wie gross die Unterschiede zwi­
schen den Schulkulturen sind. Die posi­
tivste Kultur erreichten Schulen, die im­
mer wieder an d er gemeinsamen Haltung 
d er Lehrpersonen arbeiteten. Wichtig sei 
zudem, dass vom Kindergarten bis in di e 
Oberstufe mit der gleichen Methode al­
tersgerecht am Schulldima gearbeitet 
werde. Auch Richter betont: <<W o Begeg-

nungen stattfinden, werden Vorurteile 
abgebaut.» Gruppenbildungen seien al­
lerdings seit jeher und in allen Alters­
und Bevõlkerungsschichten alltãglich. 
Eine extreme Methode sei die <<Feindbild­
technik»: Die Gruppe wird zusammenge­
schweisst, indem ausserhalb ein Feind­
bild definiert wird. Oft drehe es sich le­
diglich um Musil< oder Fussball. Wenn es 
um ethnische Ab- und Ausgrenzungen 
gehe, reagiere die Offentlichkeit aber oft 
empfindlicher. <<Zu Recht», findet er. 

B 
Video Das sagen Passanten 
zum Fali Gossau 
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Stolz auf di e «l<ultur un d so» Gesehen & gehõrt SVP-Kantonsrate re d en für einmal 
über Kleider. Von Marisa Eggli 

Gossau ZH - Keine Drogen, keine Mas­
ken, keine Waffen. Mit rotem Stift sind 
die No-gos am Eingang des Oberstufen­
schulhauses Berg durchgestrichen. Über 
Edelweiss-Hemden klãrt das Plakat nicht 
auf. <<Natürlich dürfen wir die tragen», 
sagt ein Mãdchen. Es gehõrt zur Gruppe 
der Schüler, die am vergangenen Freitag 
im Schwinger-Oberteil zur Schule er­
schienen sind, worauf die Lehrerin mit 
einem Verbot reagierte. <<lch wollte zei­
gen, dass ich eine stolze Schweizerin 
bin.» Der Dresscode sei im Schülerparla­
ment vergangene Woche wieder einmal 
Thema gewesen. Das Edelweisshemd 
galt als unproblematisch. 

Das wird auch Schulleiter Patrick 
Perenzin (46) nicht müde zu erklãren. 
Am Montagmorgen ist trotzdem keiner 
im hellblauen Hemd erschienen. Als der 
Schulleiter mitJournalisten in Richtung 
Büro verschwindet, stehen die Mãd­
chen un d Jungen etwas ratlos im Tür­
rahmen. Die grosse Aufmerksamkeit ist 
ihnen unangenehm. Es sind Bauern­
tõchter und Kinder von Kleingewerb­
Iern, wie sie selber sagen, einige Sympa­
thisanten der Jungen SVP. Un d aufmüp­
fig: Eines der Mãdchen will dem Schrei­
benden verbieten, das zu erwãhnen. Es 
sei do eh gu t, auf das Lan d stolz zu sein, 

in dem man geboren sei, sagt ein ande­
res Mãdchen: <<Auf die Kultur und so.» 

Offene Fronten zwischen Secondos 
und <<stolzen Schweizern» sucht man in 
Gossau aber vergebens. <<Unwillkommen 
oder bedroht fühle ich mich hier nicht», 
sagt ein Schüler mit italienischen Wur­
zeln. Korrekt findet er die Aktion der 
zwõlf Schüler trotzdem nicht. <<Di e woll­
ten do eh provozieren.» Es sei en j a nicht 
al! e in d er gleichen Klasse gewesen, wirft 
ein anderer Schüler ein. <<Und eher die 
Aussenseiter: Bauern, Freikirchler.» Zu 
Streitigkeiten sei es no eh ni e gekommen. 

Perenzin sagt, es sei immer wieder 
Thema, was man in der Schule anziehen 
soll und was nicht. Nach über einemJahr 
Diskussionen habe man sich mit Eltern 
und Lehrem darauf geeinigt, dass Klei­
dung <<zweckentsprechend» sein müsse. 
Dass di e politisch korrekten Diskussionen 
um solche Regeln d er Auslõser für di e Al<­
tion der Schüler gewesen sind, glaubt er 
nicht, schliesst es aber auch nicht aus. 
<<Auf jeden Fali gehõrt das Austesten von 
Grenzen in diesem Alter einfach dazu.» 

Am Abend teilte di e Schule mit, dass es 
eine Aussprache gegeben und die Lehre­
rin sich für ihre Aussagen vom Freitag ent­
schuldigt habe. Die Jugendlichen hãtten 
die Entschuldigung angenommen. (lop) 

Es muss eine kleine Aufregung 
geherrscht haben. Am Sonntag riefen 
sich SVP-Kantonsrãte gegenseitig an 
und twitterten. <<Wir müssen etwas 
tun», sagten sie und meinten damit 
ein Zeichen setzen für die Zürcher 
Oberlãnder Schüler, denen eine 
Lehrerin das Tragen eines Edelweiss­
Hemdes verboten hatte. 

So verschickte Fraktionschef Jürg 
Trachsel noch am selben Abend einen 
Aufruf an die Mitglieder. Er forderte 
si e auf, doch am nãchsten Morgen 
uniform zur Kantonsratssitzung 
erscheinen- also mit Edelweiss-Hemd 
oder -Krawatte. Rund ein Drittel der 
SVP-Mãnner kam der Idee nach, 
darunter Claudio Schmid, René Isler 
und Hans-Peter Amrein. Letzterer 
trat vor einer Woche zwar unter 
Protest aus der Fraktion aus. Über di e 
Aktion wusste er aber dennoch 
Bescheid - genauso wie Michael Welz. 
Der EDU!er trug Edelweiss-Hemd und 
die Hosentrãger der Appenzeller 
Tracht. Di e Mãnnerrunde blieb fast 
unter sich. N ur Margreth Rinder-

knecht band sich ein Edelweiss-Hals­
tuch um. Doch sie hatte keine Lust, als 
einzige und damit als <<Alibifrau» auf 
dem Gruppenfoto zu posieren. 

* Auflinks-grüner Seite des Kantonsrats 
gab es Spott und bissige Kommentare 
für die SVP!er. Die Grüne Fral<tions­
chefin Esther Guyer nannte die Klei­
derordnung der Kantonsrãte <<Trotz­
bubenzeugs». Sie hãlt aber auch das 
Vorgehen der Lehrerin in Gossau ZH 
für falsch. Guyer sagte: <<Statt Verbote 
braucht es in dieser Klasse Diskussio­
nen.» Knapper kommentiertejonas 
Erni (SP) die Aktion, bevor er zu einem 
Kürzungsanliegen debattierte. In seiner 
Anrede sagte er: <<Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen, liebe Sennebuebe». 

* Die Aktion fand auch in der SVP 
Kritiker - zum Beispiel Martin Arnold. 
Er sagte: <<Ich Iasse mir meinen Dress­
code doch ni eh t von einer fehlgeleite­
ten Oberlãnder Lehrerin diktieren.» 
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Bellevue 
Der neue Fahrplan 
machte mit einer 
Ausrede Schluss. 
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«V o n Fali zu Fali 
entscheiden» 

Lehrerverbandsprãsident 
Beat Zemp sagt, wann 
Verbote angebracht sind. 

Mit Beat Zemp sprach Martin Wilhelm 

Bei welchen Kleidungsstücken 
oder Symbolen erachten Sie Verbote 
als angemessen? 
Infrage kommt alles, was entweder dis­
kriminierend, grob verletzend oder sehr 
freizügig ist oder den Unterricht stõrt. 
Das kann eine Militãruniform sein, aber 
auch die Zahl 88, die als Code für <<Hei! 
Hitler!» gilt. Entscheidend ist oft auch 
di e Situation: Kommt in einer aufgeheiz­
ten Situation eine Gruppe von albani­
schen Schülern mit dem Doppeladler in 
die Schule und eine Gruppe von Schwei­
zern mit Schweizer Kreuzen, dann muss 
die Schulleitung eingreifen, damit die 
Situation nicht eskaliert. 

Ab wann werden Edelweiss-Hemden 
oder Flaggen zu einem Problem, 
das ein Verbot rechtfertigt? 
Das kann nur von Fal! zu Fali entschie­
den werden und muss deshalb im Er­
messensspielraum der Schulen liegen. 
Entscheidend ist, ob eine Vorschrift in 
der jeweiligen Situation nõtig ist, um 
einen stõrungsfreien Unterricht zu ge­
wãhrleisten oder um die Integration zu 
unterstützen. Ein schweizweiter Dress­
code wãre nicht die richtige Lõsung. 

Darf eine einzelne Lehrerin 
ein Kleiderverbot aussprechen? 
Nur wenn sie sich auf einen von der 
Schule beschlossenen Dresscode abstüt­
zen kann. Ein solcher wird in der Regel 
von der Schulleitung gemeinsam mit 
dem Kollegium beschlossen. Oft werden 
au eh Schülerorganisationen einbezogen. 

Was gilt als zu freizügige Kleidung? 
Etwa sichtbare Strings oder tiefe Aus­
schnitte, die den Unterricht stõren. W er 
so freizügige Kleidung trãgt, will oft pro­
vozieren. Au eh wenn sehr freizügige Klei­
dung nicht mit dieser Absicht getragen 
wird, kann sie den Unterricht stõren. Ei­
nige Schulen haben für diesen Fali über­
grosse T-Shirts vorrãtig. W er zu knapp be­
kleidet erscheint, muss diese anziehen. 

Das Bundesgericht hat letzte Woche 
ein Kopftuchverbot in der Schule 
St. Margrethen für unzulãssig erldãrt. 
Was halten Sie von dem Entscheid? 
D er Entscheid ist richtig, denn ein Ko p f­
tu eh stõrt den Unterricht nicht. 

BeatZemp 
Prasident des 
Dachverbands 
Lehrerinnen 
und Lehrer 
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